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Gute Ideen kommen häufig in schwierigen Zeiten zur Welt: Zum Beispiel im Jahr 1713, als ein gewisser Hans Carl von Carlowitz, Oberberghauptmann in Kursachsen, vor dem Hintergrund zunehmender Holznot in seiner „Hausswirthlichen Nachricht und Naturmässigen Anweisung zur Wilden Baum-Zucht" erstmals den Begriff der Nachhaltigkeit definiert hat. Nachhaltig zu wirtschaften bedeutet demnach, in einem bestimmten Planungszeitraum nicht mehr Holz aus dem Wald zu schlagen, als im gleichen Zeitraum nachwächst. Ein Prinzip, das sich vor allem Förster (und weniger Finanzminister) zueigen gemacht haben. Ein guter Forstmann lebt von den Zinsen und nicht vom Kapital.
Erst mit dem Abschlussbericht der Brundtland-Kommission „Unsere gemeinsame Zukunft“ hat der Begriff einer „nachhaltigen Entwicklung“ 1987 eine weitere Verbreitung erfahren. Die Kommission versteht darunter eine Entwicklung, „die den Bedürfnissen der heutigen Generation entspricht, ohne die Möglichkeiten künftiger Generationen zu gefährden, ihre eigenen Bedürfnisse zu befriedigen und ihren Lebensstil zu wählen.“ Auch wenn damit stets eine umfassende Nachhaltigkeit gemeint war, hat sich die Diskussion darum meist auf die ökologische Fragen reduziert. 
Die ökologische Nachhaltigkeit wird in einer Industrienation wie Deutschland mit Sicherheit verletzt. Sowohl an der Landesfläche wie auch an der Kopfzahl gemessen, verbrauchen die Deutschen weitaus mehr erneuerbare und nichterneuerbare Ressourcen als nachwachsen, beziehungsweise auf lange Sicht verfügbar wären. Sie produzieren wesentlich mehr Abfallstoffe, als die natürlichen Kreisläufe im gleichen Zeitraum abbauen könnten. 

Weil praktisch alle Menschen in den Industrienationen über ihre ökologischen Verhältnisse leben, und weil dies offensichtlich ein hochattraktives Verhalten ist, das die Menschen in den Schwellen- und Entwicklungsländern möglichst schnell übernehmen wollen, entsteht ein Problem von globalem Ausmaß: Eine wachsende Weltbevölkerung von derzeit 6,4 Milliarden, deren Ansprüche ständig steigen, bringt die für eine ungestörte Funktion des Ökosystems Erde notwendigen Systeme wie Atmosphäre, Ozeane, tropische Regenwaldgebiete, Ackerland zunehmend aus dem Gleichgewicht. 

Dieses Problem lässt sich generell auf zwei Arten lösen: Indem der Ressourcenverbrauch, beziehungsweise der Schadstoffausstoß pro Kopf gesenkt wird. Und/oder indem die Zahl der Verbraucher reduziert wird. Für das globale Ökosystem wäre somit ein Rückgang der Bevölkerung gerade in Hochverbrauchsländern erstrebenswert. 
Die erste Lösungsvariante wird in Deutschland kaum genutzt. Zwar wird die Technik um uns herum zwar immer effizienter und sparsamer, der neue Airbus braucht weniger Sprit als eine alte Boeing - aber wir fliegen mehr. Moderne Waschmaschinen brauchen zehnmal weniger Energie als die Vorläufermodelle vor 40 Jahren – aber wir wenden heute dennoch mehr Energie fürs Waschen auf als damals, undsoweiterundsofort.
Weit erfolgreicher sind die Deutschen bei der zweiten Methode, nämlich die Zahl der Köpfe zu reduzieren. Seit Mitte der 1970er Jahre liegt die Kinderzahl je Frau in Deutschland bei 1,4 - somit weit unterhalb jenes Wertes von 2,1 Kindern, der notwendig wäre, um langfristig eine stabile Bevölkerungszahl zu garantieren. Bei 1,4 Kindern ist jede Neugeborenengeneration um ein Drittel kleiner als die ihrer Eltern. Dennoch ist Deutschlands Bevölkerung bis dato kaum geschrumpft. Weil die Lebenserwartung steigt und vermehrt Menschen aus anderen Ländern zugewandert sind.  

Aber inzwischen hat der Schwund eingesetzt und er wird sich mittelfristig aus mathematischen Gründen beschleunigen: Jene Kinder, die vor dreißig Jahren nicht geboren wurden, fehlen heute als potentielle Eltern. Und jene, die da sind, bekommen ihrerseits nur durchschnittlich 1,4 Kinder. Somit schrumpft  Deutschland nach einer negativen Exponentialfunktion. Bis 2050 ist bundesweit mit einem Minus von zehn Millionen Menschen rechnen – bei gleich bleibender Zuwanderungsrate. Ganz ohne Einwanderer würden bei derzeitigen Geburtenraten im Jahr 2100 zwischen Rügen und dem Bodensee nur noch 24 Millionen leben – nicht einmal ein Drittel der heutigen Bevölkerung und genauso viele wie zu Beginn des 19. Jahrhunderts. So verlockend die Aussicht auf kleinere Schulklassen, kürzere Staus und weniger Lärm, Treibhausgase und Stickoxide erscheinen mag: Ein „Gesundschrumpfen“ auf ein paar Millionen weniger mit anschließender Stabilisierung der evölkerungszahl ist aufgrund der Beschleunigung ebenso wenig möglich wie ein linearer, kontrollierter Rückgang.

Somit verletzen die Deutschen auch die demografische Nachhaltigkeit. Und dies wiederum erschwert es, die ökologische, ökonomische und soziale Nachhaltigkeit zu wahren. Zwar gibt es eine Reihe direkter (vorwiegend ökologischer) Vorteile, die aus dem Schwund der Bevölkerung resultieren: Siedlungsflächen renaturieren, Ackerland wird stillgelegt, bedrohte und regional ausgestorbene Tier- und Pflanzenarten in menschenleere Gegenden kehren zurück. Aber insgesamt überwiegen die Negativfolgen des demografischen Wandels: Denn es sinkt nicht einfach nur die Zahl der Verbraucher. Das gesamte ökonomische und soziale Gefüge, die Altersverteilung innerhalb der Gesellschaft und die regionale Verteilung der Menschen verschieben sich. 

Am deutlichsten werden diese Verwerfungen zwischen Ost- und Westdeutschland sichtbar: Nach der Wende reduzierte sich die durchschnittliche Kinderzahl je Frau im Osten um etwa die Hälfte, auf vorübergehend 0,7. Zusätzlich haben aufgrund der wirtschaftlichen Probleme seit 1989 rund 1,5 Millionen Menschen den Osten verlassen. Deshalb gab es in den Neuen Bundesländern Mitte der 1990er Jahre nur noch halb so viele Erstklässler wie vor der Wende. Über 2.000 Schulen mussten seither schließen. Über 40.000 Lehrer verloren ihre Beschäftigung. 
Weil generell eher junge und qualifizierte Menschen abwandern und unter diesen deutlich mehr Frauen als Männer sind, fehlen im Osten in der Alterklasse der 18- bis 29-Jährigen überdies elf Prozent der Frauen. In besonders betroffenen Gebieten wie dem vorpommerschen Landkreis Uecker Randow an der Grenze zu Polen gibt es je 100 Männer dieser Altersklasse nur mehr 76 Frauen. Die zurückbleibenden Männer sind häufig ohne Arbeit und im Allgemeinen schlecht gebildet. Aufgrund des Frauenmangels und der Tatsache, dass Männer am unteren Ende der sozialen Skala weitaus seltener Familien gründen als durchschnittlich gebildete, beschleunigt sich der Bevölkerungsschwund noch einmal. 

Derartige Krisenzonen geraten in einen fatalen Strudel des demografischen Niedergangs: Die öffentliche Infrastruktur muss an die schwindenden Einwohnerzahlen angepasst werden, der Nahverkehr schränkt seine Dienste ein, Schwimmbäder und Bibliotheken schließen, Bäcker und Postamt verschwinden, die Steuereinnamen sinken, die Kommunen müssen ihr Versorgungsangebot immer weiter kürzen und die steigenden Fixkosten auf weniger Einwohner umlegen. Die Attraktivität dieser Orte sinkt und sinkt. Sie sinkt so weit, dass praktisch niemand mehr dorthin umsiedelt und auch kein Unternehmen dort investiert. Selbst wenn es mit hohen Subventionen angesiedelt würde, wären dort kaum noch Menschen mit den für moderne Betriebe notwendigen Qualifikationen zu finden.
Unter diesem Verfall leidet auch die ökologische Nachhaltigkeit. Denn Einrichtungen der Infrastruktur werden zunehmend ineffizient. Eine Kläranlage, die für 50.000 Menschen ausgelegt ist, lässt sich für 30.000 nicht betreiben, denn sie ist auf bestimmte Stoffmengen und Durchflussgeschwindigkeiten angewiesen. Entweder sie muss mit Frischwasser auf Niveau gehalten oder durch eine kleinere Anlage ersetzt werden. Bei der Trinkwasserversorgung droht bei Unternutzung eine Verkeimung. Auch private Investitionen in den Umweltschutz werden in Schwundregionen zurückgehalten. So wird etwa ein Hausbesitzer in den Neuen Bundesländern zögern, seine alte Braunkohlefeuerung auf einen moderne Erdgasheizung umzurüsten, wenn er nicht weiß, wie lange er seine Immobilie überhaupt noch vermieten oder verkaufen kann. 

Der Exodus aus dem Osten und aus anderen strukturschwachen Regionen wie dem Ruhrgebiet, dem Saarland oder dem ehemaligen Zonenrandgebiet führt bislang zu einem Bevölkerungswachstum in wirtschaftsstarken Zonen - vor allem im Süden der Republik. Dort kommt es zu einer weiteren kostspieligen Erschließung von Bauland, zu Straßenbau, zu Flächenversiegelung, während im Osten gleichzeitig hohe Kosten für den Rückbau von Infrastruktur anfallen. So können durch den demografischen Wandel - selbst bei einem Nullsummenspiel in der Bevölkerungsgröße - enorme volkswirtschaftliche und ökologische Schäden entstehen. 
Auch die Veränderung der Alterstruktur erschwert ökologische Reformen. Denn zur Sicherung der Produktionsgrundlage braucht die Gesellschaft die Kompetenz zur Innovation. Die erhält sie erfahrungsgemäß eher in einer jüngeren Gesellschaft. Die aktivsten Unternehmensgründer stellt die Gruppe der 25- bis 44-Jährigen. In einem überalterten Land mit steigenden Abgabenlasten wandern vermehrt Nachwuchstalente ins dynamischere Ausland ab. Zudem ist damit zu rechnen, dass Industrien ihre Produktion vermehrt ins Ausland verlagern - weniger weil anderenorts billiger zu produzieren wäre, sondern weil sich dort wachsende Märkte auftun.  
Viele der anstehenden Probleme der deutschen Gesellschaft ließen sich deshalb unter Bedingungen einer demografischen Nachhaltigkeit besser lösen. Die Politik sollte deshalb dafür sorgen, dass die Auswirkungen des demografischen Wandels abgemildert werden – völlig vermeiden lassen sie sich ohnehin nicht mehr. 
Ganz oben auf die politische Agenda gehören unter anderem folgende Punkte:

· Entfernungspauschale und Eigenheimzulage streichen. Diese Subventionen beschleunigen den Zerfall der Städte und fördern private Investitionen, die bei rückgängigen Bevölkerungszahlen bald schon massiv an Wert verlieren werden.

· Verschuldung abbauen. Weil die eigentlichen Probleme der Sozialkassen erst noch anstehen, die Herausforderungen der Zukunft wachsen und die Steuereinnahmen aus demografischen Gründen sinken, verletzt jede zusätzliche Kreditaufnahme zum heutigen Zeitpunkt die Generationengerechtigkeit. 

· Ausbildungszeiten verkürzen. In kaum einem Land der Welt beginnen die Menschen so spät mit dem Geld verdienen, mit dem Einzahlen in die Sozialsysteme und der Familiengründung wie in Deutschland. Schuld daran sind unter anderem unbotmäßig lange Ausbildungszeiten. 

· Das Schrumpfen organisieren. Zwergschulen, Ruftaxen, mobile Bibliotheken oder Gesundheitsdienste, Nachbarschaftsläden Zusammenlegungen von Ämtern sind notwenig, um periphere Regionen trotz Bevölkerungsrückgangs am Leben zu erhalten. 

· Ganztägige Betreuungsmöglichkeiten für Klein- und Schulkinder schaffen. Dies ist eine notwendige Vorraussetzung dafür, dass in Familien beide Partner ihren Wunsch nach Kindern und Beruf vereinbaren können.
· Familien steuerlich den Kinderlosen gleichstellen. Heute finanzieren vor allem Eltern den Generationenvertrag und es profitieren davon jene, die keine Kinder haben. Zwar muss die Entscheidung für oder gegen Kinder eine private bleiben. Aber Kinder sollten nicht zu einer steuerlichen Schlechterbehandlung führen. Ein Weg, dies zu verhindern wäre, das Ehegattensplitting in ein Familiensplitting umzuwandeln. 
Die Auswirkungen des demografischen Wandels sind in der Studie „Deutschland 2020 – Die demografische Zukunft der Nation“ beschrieben. Sie findet sich unter: www.berlin-institut.org /index1.html
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